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Abkürzungsverzeichnis 

Abs. Absatz 
a. F. alte Fassung 
BgA Betrieb gewerblicher Art 
bzw. beziehungsweise 
GemHVO Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des Haushalts­

plans der Gemeinden (Gemeindehaushaltsverordnung) vom 2. 
April 2006 (GVBL I S. 295) in der jeweils gültigen Fassung 

GemKVO Gemeindekassenverordnung 
ggf. gegebenenfalls 
GVBl. 1 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil 1 

HGB Handelsgesetzbuch 
HGO Hessische Gemeindeordnung in der Fassung vom 1. April 2005 

(GVBl. 1 S. 142) in der jeweils gültigen Fassung 
HKO Hessische Landkreisordnung 
IDR Institut der Rechnungsprüfer 
IDW Institut der Wirtschaftsprüfer 
i. H. V. in Höhe von 
i. V. m. in Verbindung mit 
KVKR Kommunaler Verwaltungskontenrahmen 
Nr. Nummer 
PL Prüfungsleitlinie (des IDR) 
PS Prüfungsstandard (des IDW) 
SGB Sozialgesetzbuch 
vgl. vergleiche 
z.B. zum Beispiel 
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1. PRÜFUNGSAUFTRAG 

Entsprechend § 128 Abs. 1 i. V. m. § 131 Abs. 1 Nr. 1 der Hessischen Gemeindeord­
nung (HGO) vom 1. April 2005 (GVBL I S.142) und § 52 Hessische Landkreisordnung 
(HKO) vom 1. April 2005 (GVBL I S. 183) in der jeweils gültigen Fassung hat das 
Kreisrechnungsprüfungsamt die Prüfung des vom Kreisausschuss des Wetteraukrei­
ses (nachfolgend auch Kreis genannt) erstellten Jahresabschlusses zum 31.12.2020 
(Anlagen 1 bis 4) unter Einbeziehung der Buchführung und des Rechenschaftsbe­
richts für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020 (Anlage 5) vorzu­
nehmen und das Ergebnis seiner Prüfung in einem Schlussbericht zusammenzufas­
sen. 

Zuständig für den Wetteraukreis ist der Sonderfachdienst Revision. 

Die zur Prüfung des Jahresabschlusses notwendigen Unterlagen (Bücher, Belege, Ak­
ten) wurden vorgelegt. 

Über das Ergebnis der Abschlussprüfung berichtet dieser Schlussbericht, der in An­
lehnung an die Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstattung bei kommunalen Ab­
schlussprüfungen des Instituts der Rechnungsprüfer (vgl. IDR PL 260) erstellt wurde. 
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2. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 

2.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung 

2.1.1 Wirtschaftliche Lage und Geschäftsverlauf 

Im Jahresabschluss sowie Rechenschaftsbericht wurden nach Auffassung der Revi­
sion folgende wesentlichen Aussagen zum Geschäftsverlauf und zur Lage des Land­
kreises getroffen: 

Das Haushaltsjahr 2020 schließt mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 
36,1 Mio. € ab. 

Gegenüber dem Vorjahr entspricht dies einer Ergebnisverbesserung von 5,1 Mio. €. 

Im Vergleich mit den fortgeschriebenen Planwerten (Jahresüberschuss von rund 
11,7 Mio. €) ergibt sich eine Ergebn isverbesserung von 24,4 Mio. €. 

Die Verbesserung gegenüber dem fortgeschriebenen Ansatz resultiert im Wesentli­
chen aus um 20,5 Mio. € erhöhten ordentlichen Erträgen, vor allem erzielt bei den 
Erträgen aus Transferleistungen (8,5 Mio. €), Erträgen aus Zuweisungen und Zu­
schüssen (6,3 Mio. €) und Erträgen aus der Auflösung von Sonderposten (3,5 Mio. €) . 

Zudem zeigten sich im Berichtsjahr das Finanzergebnis um 2,9 Mio. € und das au­
ßerordentliche Ergebnis um 3,4 Mio. € verbessert. Die ordentlichen Aufwendungen 
wirkten dem positiven Trend der Erträge insgesamt mit einer Verschlechterung von 
1,7 Mio. € entgegen, ursächlich vor allem bei den Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen und den Transferaufwendungen. 

Vermögensseitig hat sich das Eigenkapital auf Grund des im Berichtsjahr erzielten 
Jahresüberschusses (36,1 Mio. €) von 308,4 Mio. € auf 344,5 Mio. € erhöht. 

Der Finanzmittelbestand hat sich in 2020 um 28,87 Mio. € auf 69,93 Mio. € gegen­
über dem Bestand zum 31. Dezember 2018 (41,06 Mio. €) erhöht. 

Die Aussagen zur wirtschaftlichen Lage und zum Geschäftsverlauf des Landkreises 
geben insgesamt eine zutreffende Beurteilung der Lage des Landkreises wieder. 

2.1.2 Künftige Entwicklung sowie Chancen und Risiken der künftigen Entwick­
lung 

Im Rechenschaftsbericht wurden nach Auffassung der Revision folgende wesentli­
che Aussagen zur künftigen Entwicklung und zu den Chancen und Risiken der künf­
tigen Entwicklung des Landkreises getroffen: 

Das Ertragsaufkommen des Landkreises ist im Wesentlichen vom Finanzausgleich 
abhängig. 
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Der Finanzausgleich stellt die wichtigste und größte Ertragsquelle des Landkreises, 
aber auch eine der größten Aufwandspositionen dar. Die Erträge und Aufwendungen 
sind von den Steuereinnahmen und diese wiederum von der wirtschaftlichen Ent­
wicklung abhängig. 

Die Abhängigkeit von nur wenigen großen Ertragsquellen und die Ungewissheit über 
deren Entwicklung stellt ein erhebliches Risiko für den Landkreis dar. 

Zusätzliche Risiken können sich aus dem Sondervermögen und den Beteiligungen 
des Landkreises ergeben. 

Hinzu treten finanzielle Risiken im Zusammenhang mit der Integration von Flücht­
lingen, der Übernahme von Gemeinschaftsunterkünften, der Preisentwicklung im 
Energiesektor, der Baubranche, dem demographischen Wandel sowie von verstärk­
ten Cyberangriffen auf öffentliche Einrichtungen. 

Für den Wetteraukreis bestehen zudem aus Bürgschaften mögliche Haftungsrisiken. 
Zum Stichtag liegen in Anspruch genommene Bürgschaftsverbindlichkeiten in Höhe 
von rund 10,2 Mio. € vor. 

Weitere Risiken bestehen aus Vertragsverpflichtungen. Ab einer jährlichen Betrags­
höhe von 5 T€ pro Vertrag ergeben sich sonstige finanzielle Verpflichtungen in Höhe 
von rund 41,8 Mio. € (Vorjahr 42,7 Mio. €) . 

Die Ende 2019 / Anfang 2020 auftretende Corona-Pandemie wird zu Mehraufwen­
dungen durch erhöhte Gefahrenabwehrmaßnahmen und verstärkten Einsatz und Un­
terstützung im Sozialbereich führen, während rückläufige Einnahmeeffekte zu er­
warten sind . 

Chancen ergeben sich für den Landkreis durch die Niedrigzinsphase. So können lang­
fristige Darlehen nach Ablauf der Zinsbindung zu günstigen Zinssätzen prolongiert 
werden. Seit ca. Mitte 2022 ziehen die Zinskonditionen wieder an, so dass der posi­
tive Effekt nachlassen wird . 

Durch die Implementierung eines strukturierten Forderungsmanagements können 
ausstehende Forderungen nachhaltig verfolgt werden. 

Durch die Ablösung der am 31.12.2017 bestehenden Kassenkredite in Höhe von 
45 Mio.€ zum Stichtag 01.07.2018 erhält der Wetterau kreis Investitionszuweisungen 
aus der Hessenkasse in Höhe von 31,0 Mio. €. 

Auf Grund der Prüfung wird festgestellt: 

Die Aussagen im Rechenschaftsbericht spiegeln insgesamt die künftige Entwicklung 
sowie die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung nach Auffassung der Re­
vision zutreffend wider. 
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2.2 Frist für die Aufstellung des Jahresabschlusses und Vorlage des Schluss­
berichts an den Kreistag 

Der Landkreis hat für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresab­
schluss aufzustellen. Er hat sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rech­
nungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen 
zu enthalten. 

Gemäß § 112 Abs. 5 HGO soll der Kreisausschuss den Jahresabschluss innerhalb 
von vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres aufstellen und den Kreistag un­
verzüglich über die wesentlichen Ergebnisse des Abschlusses unterrichten. Dieser 
Termin ist für den Jahresabschluss zum 31.12.2020 der 30.04.2021 gewesen. 

Der Aufstellungsbeschluss des Jahresabschlusses zum 31.12.2020 datiert vom 
27.04.2021. 

Der der Revision vorgelegte Jahresabschluss hat daher die Frist nach 
§ 112 Abs. 5 HGO eingehalten. 

Der Kreisausschuss legt nach Abschluss der Prüfung durch die Revision des Wetter­
aukreises den Jahresabschluss mit dem Schlussbericht dem Kreistag gemäß 
§ 113 HGO zur Beratung und Beschlussfassung vor. 

2.3 Erteilung der Entlastung des Vorjahresabschlusses 

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 08.12.2021 dem Kreisausschuss Entlastung für 
das geprüfte Haushaltsjahr 2019 erteilt. Die Veröffentlichung des Beschlusses er­
folgte am 16.12.2021 im Amtsblatt des Wetteraukreises. Die Auslegung des Jahres­
abschlusses für das Haushaltsjahr 2019 fand vom 03.01. bis 13.01.2022 am Info­
Punkt des Wetteraukreises (Gebäude A), Europaplatz, 61169 Friedberg statt. 

2.4 Prüfungsfeststellungen 

Die Prüfungsfeststellungen sind der Verwaltungsleitung mitgeteilt und von dieser 
anerkannt worden. 

Nach Abschluss der Prüfung wurden 14 Nachbuchungen mit einem Korrektur-/Um­
buchungsbedarf in Höhe von insgesamt rund 7,4 Mio. € durchgeführt. 

Aus den umgesetzten Nachbuchungen resultierte eine geringfügige Ergebnisver­
schlechterung von rund 46,7 T€. 

Wesentliche Prüfungsfeststellungen werden folgend dargestellt. 
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2.4.1 Jahresabschlussprüfung 

• Verbindlichkeiten aus Kautionen 

Auf drei Sachkonten werden seit Jahren Mitteleinnahmen ausgewiesen, die u. a. zur 
Deckung von Kosten im Zusammenhang mit Ausweisungsfällen vorgesehen sind . Der 
Saldo beträgt zum 31.12.2020 insgesamt 400.616,26 €. 

Ein Sachkonto ist seit dem Jahr 2018 im Saldo unverändert, es erfolgten keine Kon­
tenbewegungen. Im Rahmen der Prüfung des Berichtsjahres ist festzuhalten, dass 
noch keine vollständige Kontenklärung herbeigeführt werden konnte. Aktuell laufen 
zwischen der Kämmerei und der betreffenden Fachstelle 1.3.3 weitere Abstim­
mungsarbeiten, die auch den sachbezogenen Forderungsbereich umfassen. Der Ab­
stimmungsprozess soll auskunftsgemäß mit dem Jahresabschluss 2022 abgeschlos­
sen werden. 

Da der Prozess im Prüfungszeitraum noch nicht abgeschlossen ist, kann seitens der 
Revision keine Aussage getroffen werden, ob und in welcher Höhe eine finanzielle 
Auswirkung vorliegt. 

• Sicherheitseinbehalte Naturschutz 

Bis zur Umsetzung von Kompensationsmaßnahmen werden Zahlungsmittel gemäß 
§ 17 Abs. 5 Bundesnaturschutzgesetz im Rahmen von Baugenehmigungen als Si­
cherheitsleistung einbehalten. Der Saldo beträgt zum 31.12.2020 insgesamt 
404.825,12 €. 

Im Zusammenhang mit der Klärung bzw. Aufarbeitung und Abstimmung der entspre­
chenden Sachkontensalden, welche vor allem für Altfälle noch vorzunehmen sind, 
erfolgt aktuell zwischen der betreffenden Fachstelle 4.1.2 und dem Fachdienst 1.5 
eine rechtliche Klärung hinsichtlich der zukünftigen Abwicklungsmöglichkeiten be­
treffender Fälle sowie ggf. eine Überarbeitung bereits bestehender, älterer Arbeits­
anweisungen. 

Da der Prozess im Prüfungszeitraum noch nicht abgeschlossen ist, kann seitens der 
Revision keine Aussage getroffen werden, ob und in welcher Höhe eine finanzielle 
Auswirkung vorliegt. 

• Bilanzierung von Forderungen nach dem 5GB II 

Seit dem Haushaltsjahr 2015 werden die Forderungen aus dem Bereich SGB II in der 
Bilanz des Wetteraukreises ausgewiesen. 

Der bis zum 31.12.2020 ausgewiesene kumulierte Forderungsbestand beläuft sich, 
unter Berücksichtigung der Wertberichtigungen, auf einen Betrag in Höhe von 
1.234.693,14 €. Dabei ist festzuhalten, dass der Pauschalwertberichtigungssatz seit 
2015 bei einer unveränderten Höhe von 75 % verblieben ist. Der Ausweis der Erträge 
aus der Herabsetzung der Pauschalwertberichtigung ist unzutreffend und stellt die 
Ertragslage unzutreffend dar. 

Es ergeben sich nach Prüfung der Revision seit Jahren erhebliche Unklarheiten über 
die Höhe des tatsächlichen Forderungsbestandes, welche auf die unzureichende Da­
tengrundlage zurückzuführen sind. Alle Bemühungen über das Jobcenter und die 
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Bundesagentur zu einer Datenqualität für eine ordnungsgemäße Bilanzierung zu ge­
langen, sind bisher gescheitert. 

Nach Ansicht von JC und BA ist der Forderungseinzug der gemeinsamen Einrichtung 
nicht teilbar und daher nicht anteilig auf den jeweiligen Träger übertragbar. Im Jahr 
2020 wurde ein einvernehmlicher Beschluss in der Trägerversammlung gefasst, dass 
die Forderungen weiterhin durch das Inkasso des JC eingezogen werden. 

Es liegt seit Jahren ein unzureichendes Datenmaterial zu den Forderungsgrundlagen 
vor, das dem Wetteraukreis vom Jobcenter zur Verfügung gestellt wird . Somit 
konnte bisher die zutreffende Darstellung der Ertragslage nicht ermittelt werden. 
Die Revision fordert die Lieferung von verbessertem Datenmaterial betreffend den 
Forderungsbeständen. Weiterhin ist es unerlässlich, um eine zutreffende Darstellung 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zu erreichen, die Systematik bezüglich der 
Forderungen des Jobcenters zu ändern. Die jährliche Überprüfung und ggf. Anpas­
sung des Prozentsatzes der Wertberichtigung ist ausschlaggebend für die zukünftige 
Darstellung der Ertragslage. 

• Forderungsmanagement 

Das Wiederaufleben der niedergeschlagenen Forderungen führt nicht zur Entstehung 
eines neuen Anspruchs. Aus diesem Grund ist auch kein Ertrag auszuweisen. Ebenso 
führt die erneute Niederschlagung nicht zu einem neuen Aufwand. Ertragswirksam 
auszuweisen sind nur tatsächlich realisierte Ansprüche aus niedergeschlagenen For­
derungen, d. h. nur Zahlungseingänge führen zu Erträgen. Die bisherige Buchungs­
systematik des WK führt zum Ausweis nicht realisierter Erträge und Aufwendungen 
und verstößt damit gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. Die Er­
tragslage des Wetteraukreises wird unzutreffend dargestellt. 

Für den Fachbereich 3 wurden aufgrund dieser Vorgehensweise im Haushaltsjahr 
2020 insgesamt EUR 717.469,36 als periodenfremder Ertrag gebucht, die Abschrei­
bungen auf niedergeschlagene Forderungen betrugen EUR 890.864,20. In diesen Auf­
wendungen und Erträgen sind rd. EUR 435.404,58 enthalten, die die gleichen Fälle 
betreffen und sich somit gegenseitig ausgleichen. 

Die Revision empfiehlt diese nicht korrekte Buchungssystematik dahingehend anzu­
passen, dass bei dem Wiederaufleben von niedergeschlagenen Forderungen keine 
automatische Ertragsbuchung erzeugt wird, sondern nur in den Fällen, in denen die 
Forderungen nach der Wiedervorlage auch realisierbar sind. Eine Lösung wird zwi­
schen Fachbereich 3 und FD 1.2 Finanzen erarbeitet. 

• Einzelwertberichtigungen - Fachbereich Jugend und soziales 

Der Jahresabschluss des Wetteraukreises zum 31. Dezember 2020 weist gemäß ei­
ner Auswertung des Fachdienstes Finanzen für den gesamten Fachbereich Jugend 
und Soziales Einzelwertberichtigungen in Höhe von EUR 6.398.684,92 aus. Es handelt 
sich hierbei um befristet oder unbefristet niedergeschlagene Forderungen. Sofern 
die Prüfung der Sachverhalte im Rahmen von Wiedervorlagen Zahlungseingänge er­
warten lassen, werden die Niederschlagungen aufgehoben. 
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Die Liste der Niederschlagungen sieht eine Spalte vor mit Datumsangaben, aus wel­
cher der aktuelle Stand der Bearbeitung der Niederschlagungen hervorgeht. Eben­
falls wurde in 2021 die Niederschlagungsliste um eine Filtermöglichkeit ergänzt, aus 
der die Zuordnung zu der jeweiligen Fachstelle hervorgeht. Mit dieser Funktion kann 
die seit mehreren Jahren geforderte revis ionssichere Niederschlagungs- und Über­
wachungsliste für jeden Teilhaushalt geschaffen werden. Jedoch liegen die Datums­
angaben zur letzten Bearbeitung häufig mehrere Jahre zurück. 

Die Revision empfiehlt den Bearbeitungsstand zu überprüfen und in der Niederschla­
gungsliste zu aktualisieren. 

Ebenfalls ist in der Niederschlagungsliste bei jeder Niederschlagung anzugeben, wer 
diese genehmigt hat. Bereits bei der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2019 
wurde festgestellt , dass die Niederschlagungsliste mehrere Hundert Fälle enthielt, 
wobei in einigen Fällen ausweislich dieser Niederschlagungsliste die Niederschlagung 
nicht durch die dazu befugte Hierarchieebene genehmigt worden ist. Auch hier liegen 
die meisten dieser Genehmigungen bereits mehrere Jahre zurück. 

Auch aus den uns im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 vorgelegten 
Niederschlagungslisten geht nicht hervor, wer die jeweilige Niederschlagung geneh­
migt hat. Die Revision weist eindringlich darauf hin, dass zukünftig darauf zu achten 
ist, dass die Zuständigkeitsregelungen zur Anordnung von Niederschlagungen einge­
halten werden und dieses in der Niederschlagungsliste vollständig dokumentiert 
wird. Es ist eine Dokumentation erforderlich, die belegt, dass Niederschlagungen nur 
von den anordnungsbefugten Hierarchieebenen vorgenommen werden. Es wird emp­
fohlen, dass dieses Thema beim Controllergespräch des FB 3 mit FD 1.2 behandelt 
wird. 

• Unterhaltsvorschusskasse 

Die Bedeutung des Forderungsmanagements im Bereich der Unterhaltsvorschuss­
kasse wurde in den Prüfungsfeststellungen des Vorjahres bereits ausführlich darge­
legt. Es besteht weiterhin kein Überblick über die tatsächliche Höhe der Forderungen 
im Bereich der Unterhaltsvorschusskasse. 

Von der Revision wird weiterhin beanstandet, dass die Gesamtsumme der offenen 
Forderungen aus der Unterhaltsvorschusskasse nicht bekannt ist und bisher keine 
zentrale Forderungsüberwachung implementiert wurde. Wir empfehlen hier eine 
standardisierte Vorgehensweise für die gesamte Unterhaltsvorschusskasse, sowie 
das Fachbereichscontrolling dahingehend auszubauen, dass auch Bearbeitungsrück­
stände systematisch erfasst werden. 

In den Prüfungsfeststellungen des Vorjahres wurde von der Revision bereits emp­
fohlen, gemeinsam mit dem Fachdienst Finanzen auf der Grundlage der dort geführ­
ten Niederschlagungsliste, eine Niederschlagungsüberwachungskartei für die Unter­
haltsvorschusskasse aufzubauen, welche die vollständige Erfassung und Weiterver­
folgung der niedergeschlagenen Forderungen gewährleistet. Insbesondere die recht­
zeitige Wiedervorlage zur Einhaltung der Verjährungsfristen ist durch eine entspre­
chende Pflichtfeldvorgabe sicherzustellen. 

zwischenzeitlich wurde im Bereich der Zentralen Rückholung eine zentrale Datei zu 
den niedergeschlagenen Forderungen vorgelegt. Diese Datei ermöglicht einen Über­
blick über alle in dieser Abteilung bearbeiteten gebuchten niedergeschlagenen For­
derungen. Allerdings ist die Datei noch nicht vollständig bearbeitet, insbesondere ist 
nicht immer erkennbar, wann letztmals eine Bearbeitung des jeweiligen Falles er­
folgt ist. Der Fachbereich 3 wird aufgefordert, diese zentrale Datei ab 2021 stan­
dardmäßig einzusetzen und laufend zu aktualisieren. 
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Weiterhin besteht keine einheitliche Buchungssystematik. Forderungen werden nicht 
unverzüglich und vollständig gebucht. Bei dieser Buchungssystematik handelt es sich 
um einen Verstoß gegen den Grundsatz der Vollständigkeit. 

Die Forderungen entstehen bereits mit dem gesetzlichen Forderungsübergang. Da 
die Forderungen spätestens mit der Übergabe der Akten an den Bereich Speziali­
sierte Rückholung ohnehin gebucht werden, ist kein Grund ersichtlich, weshalb die 
Buchung nicht schon im Zeitpunkt der Entstehung der Forderung gebucht wird. Von 
der Revision wird empfohlen, dass die Buchungssystematik dahingehend anzupassen 
ist, dass mit dem Forderungsübergang eine Erfassung der Forderung in der Finanz­
buchhaltung erfolgt. Gleichzeitig soll eine Wertberichtigung der Ersatzforderungen 
nach § 7 UVG erfolgen, auch wenn derzeitig noch keine Leistungsfähigkeit besteht. 

Auch die Dubletten in der Debitorenbuchhaltung sind weiterhin zu vermeiden. 

Wir empfehlen, die bestehende Debitorenbuchhaltung sorgfältig zu überprüfen und 
bestehende Dubletten zu bereinigen. Darüber hinaus sollte in geeigneter Form (z.B. 
im Rahmen einer Dienstbesprechung) darauf hingewirkt werden, dass vor der Anlage 
eines neuen Debitors das Vorhandensein in der Debitorenbuchhaltung überprüft 
wird. Vom FD 1.2 ist ein Standard in der Adressverwaltung im FB 3 innerhalb ProSoz 
einzuführen, um die Erstellung eines neuen Debitors zu verhindern . 

Die Datenerfassung und -pflege soll nach einheitlichen Kriterien erfolgen. 

Wir empfehlen. eine kontinuierliche Überwachung der fachlichen Arbeit zu imple­
mentieren. Dies könnte entweder in einer regelmäßigen stichprobenweisen Überprü­
fung der Sachbearbeitung durch die Fachstellenleitung geschehen oder durch die 
Delegierung dieser Aufgabe auf erfahrene Mitarbeitende. Bei der Delegierung auf er­
fahrene Mitarbeitende wäre darauf zu achten, dass sich hier keine festen Paare bil­
den. Eine Implementierung standardisierter Vordrucke / Work-Flows zur einheitli­
chen Dokumentation der Sachbearbeitung wird von der Revision hierfür empfohlen. 

Unser Prüfungsurteil wird im Bereich der Unterhaltsvorschusskasse eingeschränkt. 
Wir werden die Thematik im Rahmen der nächsten Prüfung erneut aufgreifen. 

• Kassensicherheit/Internes Kontrollsystem 

Ein wesentlicher Aspekt des Internen Kontrollsystems zur Gewährleistung der Kas­
sensicherheit und der Vermeidung von dolosen Handlungen ist die Anlage von Kon­
tenverbindungen und deren Änderungen in den Fachprogrammen. 

Die Durchführung dieser Kontrollen wird durch eine handschriftliche Abzeichnung 
dokumentiert. Das Vier-Augen-Prinzip als zentraler Baustein des Internen Kontroll­
systems ist somit gewahrt. 

Eine elektronische Abzeichnung und Dokumentation dieser Kontrollen erfolgt nicht. 

Die Revision empfiehlt innerhalb der Fachprogramme durch entsprechende Einstel­
lungen die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass zukünftig die Kontrolle und 
Freigabe neu angelegter oder geänderter Bankverbindungen elektronisch dokumen­
tiert wird und somit Umgehungen des Vier-Augen-Prinzips erschwert werden. 

• Deutliche Mängel in der Aktenführung des Fachbereichs 3 

Im Rahmen der Prüfung der Wirtschaftlichen Jugendhilfe wurde festgestellt, dass 
keine einheitlichen Vorgaben zur Aktenführung innerhalb des FB 3 bestehen. Die 
Prüfung ergab, dass Akten noch nicht zu Ende bearbeitet worden sind, bevor sie von 
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den Sachbearbeitern eigenständig archiviert werden. Eine hohe Fehlerquote und er­
hebliche Ertragsverluste durch mögliche versäumte Heranziehungen zu einem Kos­
tenbeitrag können die Folge sein. Nach Aussage der Führungskräfte und der Sach­
bearbeiter findet eine Aktenprüfung durch eine Führungskraft bisher nicht statt. 
Ein funktionierendes Internes Kontrollsystem (IKS) reduziert das Risiko von 
Fehlern. Im Rahmen eines IKS lassen sich durch organisatorische (Sicherungs-) Maß­
nahmen und Kontrollen die Entstehung von Schäden vermeiden, die durch das ei­
gene Personal oder durch Dritte verursacht werden können. Grundlegend sind die 
Prinzipien der Transparenz, des Vier-Augen-Prinzips, der Funktionstrennung und der 
Mindestinformation. Auf operativer Ebene dienen die Ziele des IKS einer Sicherstel­
lung der Effektivität, Effizienz und Wirtschaftlichkeit von Prozessen, einer Sicher­
stellung der Verlässlichkeit der Daten des Finanz-und Rechnungswesens und einer 
Sicherstellung der Recht- und Ordnungsmäßigkeit des Verwaltungshandelns. 

Die Revision stellt fest, dass ein wirksames Internes Kontrollsystem in der Akten­
verwaltung des FB 3 bisher noch nicht vorliegt und dringend einzuführen ist. 
Die Revision empfiehlt in dem Zusammenhang eine Überarbeitung der existierenden 
Abschlussverfügungen. Zur Vermeidung von Bearbeitungsfehlern sowie von Ertrags­
verlusten sollte im Rahmen eines IKS die korrekte Archivierung von Akten durch die 
Fachstellenleitung überprüft werden. Eine Strukturvorgabe ist auch in Vorbereitung 
auf die Implementierung der eAkte erforderlich. 
Seitens des FB 3 wird bestätigt, dass die Aktenführung insgesamt zu optimieren und 
einheitlicher zu gestalten ist. Nach Besetzung der neuen Stelle „Risikomanagement" 
im Fachbereich 3 soll das IKS optimiert werden und sollen verschiedene Systeme 
für eine bessere Aktenführung und Überwachung der Aktenarchivierung implemen­
tiert werden. Die Revis ion behält sich vor, dieses im Rahmen der Jahresabschluss­
prüfung für den WK in 2024 erneut zu prüfen. 

• Verletzung von Datenschutzbestimmungen in E-Mails des Fachbereichs 3 

Die Prüfung ergab, dass Excel-Listen mit einer größeren Anzahl personenbezogener 
Daten aus dem Fachbere ich 3 an externe Stellen versendet wurden. Die Revision 
weist darauf hin, solche Fehler aus Gründen des Datenschutzes i.S.d. DSGV unbe­
dingt zu vermeiden und die entsprechende Korrespondenz über das elektronische 
Behördenpostfach (beBPo) abzuwickeln. Es wurde vereinbart, nochmals durch sämt­
liche Führungskräfte alle Bediensteten innerhalb des FB 3 darauf hinzuweisen, dass 
keine E-Mails mit personenbezogenen Daten an Stellen außerhalb der Kreisverwal­
tung zu versenden sind. 

• fehlerhafte Bearbeitung von Kostenbeitragsfällen gem. SGB VIII in der Wirt-
schaftlichen Jugendhilfe 

Keine regelmäßige jährliche Neuprüfung im Kostenbeitrag 
Die Gesetzesgrundlage für die Verpflichtung zur Heranziehung zum Kostenbeitrag 
bildet §§ 91 ff. SGB VIII. Hiernach sind jährlich alle Kostenbeitragspflichtigen hin­
sichtlich einer eventuellen Leistungsfähigkeit zu prüfen. Im Rahmen der Jahresab­
schlussprüfung 2020 wurde festgestellt, dass eine jährliche Einkommensüberprü­
fung der Kostenbeitragspflichtigen nicht regelmäßig stattfindet und Wiedervorlagen 
in der Fallbearbeitung nicht zeitnah eingehalten werden. 
Zudem existiert bislang keine einheitliche Fallliste mit sämtlichen Kostenbeitrags­
fällen gern. SGB VIII. Die Revision empfiehlt daher die Erstellung einer einheitlichen 
Fallliste mit Angabe der jährlich stattgefundenen Neuprüfungen, dem Beginn der 
































































































































































































































































